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BMJ, Referat IB7 Februar 2025 
BMDV, Referat LF 16  

 
Öffentliche Konsultation 

Fragebogen für die Anhörung zur Revision der Fluggastrechte-Verordnung 
 
Bitte orientieren Sie sich bei Ihrer Stellungnahme an der Gliederung des Fragebogens 

- das erleichtert die Auswertung. Sie können sich hierbei selbstverständlich auf die 

Sie betreffenden bzw. interessierenden Fragen beschränken.  

 

Teil A. Statistik 
Hinweis zu den folgenden Fragen:  

- Sofern Ihnen keine Angaben für 2024, sondern nur Angaben für frühere Zeiträume 

vorliegen, geben Sie bitte an, auf welchen Zeitraum sich die Angaben beziehen. 

- Sie können die Angaben auch auf einzelne Airlines oder Flughäfen beziehen, falls 

Ihnen keine Gesamtzahlen vorliegen. 

 
1. Verspätungen 

a) Wie groß ist der Anteil von Flügen, die jeweils folgende Verspätungen hatten?  

Verspätung % der Flüge 

pünktlich oder vor der planmäßigen Ankunfts-
zeit 

 

max. 15 min.  

> als 15 min, aber max. 1 h  

> als 1 h, max. 2 h  

> als 2 h, max. 3 h  

> als 3 h, max. 4 h  

> als 4 h, max. 5 h  

> als 5 h, max. 6 h  

> als 6 h, max. 7 h  

> als 7 h, max. 8 h  

> als 8 h, max. 9 h  

> als 9 h, max. 10 h  

> als 10 h, max. 11 h  

> als 11 h, max. 12 h  

> als 12 h  

 
b) Bestehen bei bestimmten Streckenlängen, bestimmten Flugzielen oder anderen 
Kriterien besonders große Verspätungen? 
 

2. Kosten:  
a) Wie hoch sind die Kosten der Airlines für die „compensation“?  
b) Wie hoch sind die Kosten für sonstige Leistungen nach der Fluggastrechte-VO?  
c) Wie hoch ist der Verwaltungsaufwand? 
d) Wie hoch war der Anteil für Kosten durch die Fluggastrechte-VO am Umsatz der 
Airlines? 

3. Liegen Ihnen sonstige statistische Erhebungen im Zusammenhang mit Fluggastrech-
ten vor?  
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Teil B. Allgemeine Fragen 

4. Besteht Änderungsbedarf bei den Regelungen zu Unterstützungs- und Betreuungs-
leistungen (Artikel 8 und 9) in dem Vorschlag der Kommission 2013 (COM(2013)130) 
unter Berücksichtigung derjenigen Änderungen der Fluggastrechte-VO, die in der All-
gemeinen Ausrichtung für die VO zur Änderung der bestehenden Sektorverordnun-
gen in Bezug auf die Durchsetzung der Fahr- und Fluggastrechte (2023/0437(COD),  
ST16529/24, abrufbar unter https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-
16529-2024-INIT/en/pdf, „Omnibus-VO“) vorgesehen wurden?  
 

5. Können vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisierung des Flugverkehrssek-
tors durch Vorgaben für Digitalisierung oder Automatisierung von (a) Unterstützungs- 
und Betreuungsleistungen (z. B. durch automatisiert erstellte und versandte Gut-
scheine) oder von (b) Ausgleichsleistungen oder von (c) Forderungs- und Beschwer-
debearbeitungen weitere Änderungen vorgenommen werden, die über die in der All-
gemeinen Ausrichtung zur Omnibus-VO (ST16529/24) enthaltenen Änderungen hin-
ausgehen? Welcher Vorgaben bedürfte es konkret? 
 

6. Sind in der Allgemeinen Ausrichtung zum Vorschlag für eine Verordnung über multi-
modale Reisen (ST16535/24, abrufbar unter https://data.consilium.eu-
ropa.eu/doc/document/ST-16535-2024-INIT/en/pdf ) Konzepte (z. B. Beförderungs-
verträge) oder Mechanismen enthalten, die im Rahmen der Arbeiten zur Fluggast-
rechte-VO berücksichtigt werden sollten? Welche Strukturen der (Flug-)Reisebranche 
sollten in der Fluggastrechte-VO noch berücksichtigt werden, etwa im Zusammen-
hang mit Pauschalreisen oder dem Chartern von Flugzeugen? 
 

7. Gibt es weiteren Regelungsbedarf, der bislang weder im Vorschlag der Kommission 
zur Fluggastrechte-VO von 2013 noch in der Allgemeinen Ausrichtung für die „Omni-
bus-VO“ noch in anderen Vorschlägen der Kommission (z. B. der Vorschlag zur Än-
derung der Pauschalreiserichtlinie) adressiert ist, insbesondere mit Blick auf die seit 
Vorstellung des Vorschlags zur Fluggastrechte-VO ergangene Rechtsprechung oder 
mit Blick auf seitdem eingetretene Entwicklungen der Luftverkehrswirtschaft?  
 

8. Welcher weiterer Regelungsbedarf besteht für die Rechte von Personen mit Behinde-
rungen oder eingeschränkter Mobilität über die Änderungen hinaus, die die Allge-
meine Ausrichtung zur „Omnibus-VO“ für die VO 1107/2006 (dort Artikel 2 im Doku-
ment ST16529/24) bereits vorsieht? 
 

Teil C. Konkrete Aspekte 
 

I. Schwellenwerte und Beträge für die „compensation“ bei Annullierungen und Verspätungen 
Die Kommission, verschiedene Ratspräsidentschaften und das EP in seinem Bericht von 
2014 haben jeweils eigene Schemata vorgeschlagen, um die Höhe der „compensation“ 
(„Ausgleichszahlungen“) nach verschiedenen Schwellenwerten für Entfernungen, Flugziele 
(Flüge innerhalb der EU bzw. Flüge zwischen der EU und Drittstaaten bzw. zu Zielen in der 
äußersten Randlage der EU [z.B. Überseegebiete]) und dem Umfang des Zeitverlustes zu 
differenzieren.  

9. a) Ist die „compensation“ für Annullierungen und für Verspätungen auch weiterhin er-
forderlich?  

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16529-2024-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16529-2024-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16535-2024-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16535-2024-INIT/en/pdf
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b) Welche messbaren Effekte der „compensation“ auf den Luftverkehr sind Ihnen be-
kannt?  
c) Welchem Zweck sollte die „compensation“ dienen?  
 

10. Sollte im Hinblick auf die „compensation“ zwischen Passagieren, deren Flug annulliert 
wird, einerseits und Passagieren, deren Flug verspätet ist, andererseits unterschie-
den werden? Wenn ja: Welche Gründe rechtfertigen die unterschiedliche Behand-
lung? 
 

11. a) Sollte bei der Frage, ob überhaupt eine „compensation“ zu zahlen ist, nach Entfer-
nungen und/oder Flugzielen und/oder dem erlittenen Zeitverlust entschieden werden? 
Sollte nach weiteren oder nach ganz anderen Kriterien differenziert werden? Falls ja: 
welche Schwellenwerte sollten gelten und wie kann die Differenzierung begründet 
werden? 
b) Sollte bei der Frage, wie hoch die zu leistende „compensation“ ist, nach Entfernun-
gen und/oder Flugzielen und/oder dem erlittenen Zeitverlust und/oder nach der Höhe 
des Ticketpreises (wie z.B. bei der Bahn) und/oder nach der Größe der Airline diffe-
renziert werden? Sollte nach anderen oder weiteren Kriterien differenziert werden? 
Falls ja: welche Schwellenwerte bzw. Beträge sollten gelten und wie kann die Diffe-
renzierung begründet werden? 
 

12. Wenn konkrete Beträge (z.B. für die „compensation“ oder für Hotelübernachtungen) 
geregelt werden: Sollte in die Verordnung ein Mechanismus zur Anpassung dieser 
Beträge an die Inflation oder an andere Umstände aufgenommen werden? Wenn ja: 
Wie sollte dieser Mechanismus ausgestaltet sein? 
 

II. Verpasste Anschlussflüge  
13. Wie könnte der Begriff „frühestmöglicher Zeitpunkt“ (Artikel 8 Absatz 1 Buchst. a 2. 

Spiegelstrich, Buchst. b der geltenden Fluggastrechte-VO) weiter konkretisiert wer-
den, vor allem im Falle eines verpassten Anschlussflugs?  

14. a) Sollten Flüge, die nicht Teil desselben Beförderungsvertrags sind, von der „com-
pensation“ und/der von sonstigen Rechten der Fluggastrechte-VO ausgeschlossen 
werden (wie bei „combined tickets“ im Vorschlag über multimodale Reisen, vgl. Artikel 
4a Absatz 2 der Allgemeinen Ausrichtung zur MMR-VO, ST16535/24)?  
b) Lassen sich „single tickets“ und „combined tickets“ für Flugbuchungen sicher unter-
scheiden? Auf welche Kriterien müsste abgestellt werden?  
c) Mit Blick auf die geplanten Regelungen für Multimodale Reisen: Bedarf es Ände-
rungen am Artikel 3 Absatz 4 des KOM-Vorschlags COM(2013)130, der die Anwend-
barkeit der Fluggastrechte-VO auf Fälle vorsieht, in denen laut Beförderungsvertrag 
der Transport mit einem Flugzeug und einem anderen Verkehrsträger vorgesehen 
ist? 

15. a) Sollten Ausnahmen vom Anspruch auf „compensation“ gelten, um nachteilige Aus-
wirkungen auf die Konnektivität zu verhindern (z. B. Ausschluss von Flügen, die im 
Rahmen von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen [Artikel 16 VO (EU) 1008/2008] 
durchgeführt werden)?  
b) Sollten aus anderen Gründen Ausnahmen vom Anspruch auf „compensation“ gel-

ten? 
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III. Außergewöhnliche Umstände  
Der Vorschlag COM(2013)130 sieht eine Definition der außergewöhnlichen Umstände (Arti-
kel 2 lit. m – neu) und im Annex ergänzend eine nicht erschöpfende Liste außergewöhnlicher 
Umstände vor („Positivliste“) sowie eine nicht erschöpfende Liste von Umständen vor, die 
keine außergewöhnlichen Umstände sind („Negativliste“). Der Bericht des EP (Dok. 
P7_TA(2014)0092; Änd. Nr. 167, 168) sieht eine Definition und eine erschöpfende Liste au-
ßergewöhnlicher Umstände vor („Positivliste“).  

16. Welches Regelungskonzept sollte hinsichtlich der außergewöhnlichen Umstände ge-
nutzt werden? 
(1) nur eine Definition 
(2) Kombination aus Definition und nicht abschließender Auflistung 
(3) Kombination aus Definition und abschließender Auflistung 
(4) nur abschließende Auflistung 
(5) Verzicht auf Definition und/oder Auflistung außergewöhnlicher Umstände und 
stattdessen verschuldensunabhängige Haftung mit „compensation“ in geringerer 
Höhe 
(6) ein ganz anderes Konzept, und zwar: ... 
 

17. Sofern es grundsätzlich beim Konzept der außergewöhnlichen Umstände bleibt:  
a) Sollten Ansprüche auf „compensation“ ausgeschlossen sein, wenn Flüge aus 
Gründen der Betriebssicherheit (z. B. technische Mängel, die vom Betreiber nicht 
durch Sicherheitskontrollen und regelmäßige Wartung abgewendet werden konnten) 
annulliert werden oder verspätet sind? 
b) Bedarf es zusätzlich oder ausschließlich einer Liste, die diejenigen Umstände auf-
zählt, die keine außergewöhnlichen Umstände sind („Negativliste“)? 
c) Welche Umstände sollten in die Positiv- bzw. Negativliste aufgenommen werden?  
d) Wie erfahren Passagiere davon, ob und wenn ja, welche außergewöhnlichen Um-
stände vorlagen?  
e) Wie kann das Vorliegen der Umstände überprüft werden? 
 

IV. Weitere Themen 
18. Unterrichtung; Informationen 
Bedarf es im Vergleich zu den Vorschlägen KOM (COM(2013)130, dort insbes. Artikel 9 Ab-
satz 5, Artikel 14) und der allgemeinen Ausrichtung zur Durchsetzungs-VO (Dok. ST 
16529/24, dort insbes. Artikel 8a Absatz 1 und 2; Artikel 14; Artikel 16aa Absatz 0, Absatz 3, 
Artikel 16bc Absatz 1) weiterer Änderungen an den Vorgaben zur Unterrichtung der Flug-
gäste über ihre Rechte? 
 
19. Bearbeitung von Beschwerden und Umgang mit Forderungen 
a) Sollten in der Fluggastrechte-VO Fristen für Folgendes geregelt werden und wenn ja, wie 
lang sollten diese Fristen jeweils sein?  

(1) für die Einreichung von Beschwerden bei der Airline 
(2) für die Geltendmachung von Forderungen bei der Airline 
(3) für die Einreichung von Beschwerden bei Durchsetzungsbehörden 
(4) für Eingangsbestätigungen der Airline 
(5) Antwortfristen für die Airline 

 
b) Bedarf es Informationspflichten über Fluggastrechte durch andere Unternehmen als Airli-
nes z.B. Reiseveranstalter im Sinne der Pauschalreise-RL, sonstige Reisevermittler, „Ver-
käufer von Flugscheinen“ (gemäß Verordnung 2111/2005), Flughäfen?  
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20. Verspätung auf der Rollbahn („tarmac delay“)  
Der KOM-Vorschlag COM(2013)130 enthält eine Regelung für Rechte von Fluggästen im 
Falle von Verspätungen auf der Rollbahn (Artikel 6 Absatz 5 (neu)). 
a) Innerhalb welcher Frist sollten Passagiere im Falle von „Verspätungen auf der Rollbahn“ 
das Flugzeug verlassen dürfen? 
b) Bedarf es weiterer Änderungen an der Regelung für Artikel 6 Absatz 5 (neu)? 
 
21. Anderweitige Beförderung 
a) Bedarf es Änderungen am Artikel 8 Absatz 5 (neu) des KOM-Vorschlags COM(2013)130, 
wonach das Luftfahrtunternehmen bei Annullierung oder Beförderungsverweigerung (EP: 
auch bei Verspätungen von mind. 3 Stunden), vorbehaltlich verfügbarer Plätze auch andere 
Luftfahrtunternehmen oder andere Verkehrsträger für die Beförderung in Betracht ziehen 
muss, wenn es den Fluggast nicht selbst innerhalb von 12 Stunden (EP: 8 Stunden) weiter-
befördern kann?  
 
b) Bedarf es angesichts der bisherigen EuGH-Rechtsprechung Regelungen über folgende 
Aspekte?  

(1) Beweislast für den frühestmöglichen Zeitpunkt für umgebuchte Flüge 
(2) Qualifikation einer Mitteilung über die Vorverlegung des Fluges als ein „Angebot einer 
anderweitigen Beförderung“ (vgl. hierzu Auslegungsleitlinien der Kommission vom 
25.9.2024, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202405687, Punkt 3.2.2. Änderung der Abflugzeit: „Ein Flug 
ist jedoch als ‚annulliert‘ anzusehen, wenn das ausführende Luftfahrtunternehmen die Ab-
flugzeit des Fluges um mehr als eine Stunde vorverlegt“). 
(3) Im Fall einer Umbuchung Pflicht des Luftfahrtunternehmens den Transport des Passa-
giers vom tatsächlich erreichten Flughafen zu dem Flughafen laut ursprünglicher Buchung 
oder zu einem sonstigen Zielort zu übernehmen zu organisieren bzw. Pflicht des Luftfahrt-
unternehmens, dem Passagier notwendige, angemessene und zumutbare Kosten zu er-
setzen  
(4) Kumulation von „compensation“ für annullierten ursprünglichen Flug und von „compen-
sation“ für große Verspätung des vom Passagier akzeptierten Alternativflugs (nach KOM-
Vorschlag Artikel 7 Absatz 2 COM(2013)130 ist keine Kumulation möglich)  
(5) Kriterien für „zumutbare Maßnahme“ i.S. von Artikel 5 Absatz 3, die die Luftverkehrs-
unternehmen nach Annullierung eines Fluges und alternativer Beförderung von der „com-
pensation“ befreit. 

 
22. Verschiebung (auf einen späteren Zeitpunkt) 
Sollten Flüge, die auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden, genauso wie verspätete 
Flüge behandelt werden, so wie es Artikel 6 Absatz 1 des KOM-Vorschlags COM(2013)130 
vorsieht? Sollte es darauf ankommen, wann der Passagier über die Vorverlegung informiert 
wird? Sollte es darauf ankommen, um welchen Zeitraum der Flug vorverlegt wird?  
 
23. Flugplanänderung (Vorverlegung der Abflugzeit)  
Sollten Flüge, die auf einen früheren Zeitpunkt vorverlegt werden, wie annullierte Flüge be-
handelt werden? Sollte es darauf ankommen, wann der Passagier über die Vorverlegung in-
formiert wird? Sollte es darauf ankommen, um welchen Zeitraum der Flug vorverlegt wird?  
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202405687
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202405687
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24. Außergerichtliche Streitbeilegung 
a) Bedarf es über die derzeit verhandelten allgemeinen Regelungen über außergerichtliche 
Beilegung von Streitigkeiten in der ADR-RL (COM(2023) 649; allgemeine Ausrichtung abruf-
bar unter https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13398-2024-INIT/en/pdf)  und 
die in der Allgemeinen Ausrichtung zur „Omnibus-VO“ enthaltenen Regelungen (Artikel 16bc 
Fluggastrechte-VO, Artikel 14c VO 1107/2006) hinaus zusätzlich weiterer Regelungen in der 
Fluggastrechte-Verordnung über die außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Fluggästen und Luftfahrtunternehmen ?  
 
b) Bedarf es Änderungen an Artikel 16a Absatz 3 bis 5 des KOM-Vorschlags COM(2013)130 
über die alternativen Streitbeilegungsstellen, das dort zu beachtende Verfahren und deren 
Zusammenarbeit mit den nationalen Durchsetzungsbehörden?  
 

25. Durchsetzung; Sanktionierung 
Bedarf es Änderungen an den Regelungen für die nationalen Durchsetzungsstellen (NEBs) 
und dem Ausschuss zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der Verord-
nung im KOM-Vorschlag COM(2013)130 in der durch die Allgemeine Ausrichtung zur „Omni-
bus-VO“ modifizierten Fassung (Dok. ST16529/24 (Artikel 16 - 16c)? 
 
26. Beschränkung der Unterstützungsleistungen (Obergrenze für die Unterbringung)  
a) Besteht Änderungsbedarf bei Artikel 9 Absatz 4 des KOM-Vorschlags COM(2013)130, 
wonach der Umfang und die Kosten der Hotelunterbringung auf 3 Tage zu je 100 EUR / 
Nacht (EP: 5 Tage zu 125 EUR) im Falle außergewöhnlicher Umstände außer bei besonders 
schutzbedürftigen Personen gemäß Artikel 11 Absatz 3 des KOM-Vorschlags 
COM(2013)130 begrenzt werden darf? 
 
b) Besteht Änderungsbedarf bei Artikel 9 Absatz 5 des KOM-Vorschlags COM(2013)130, 
wonach die Luftverkehrsunternehmen Passagieren von Kurzstreckenflügen bis 250 km und 
in Maschinen mit höchstens 80 Plätzen keine Hotelunterbringung anbieten müssen, es sei 
denn es handelt sich um Anschlussflüge und mit Ausnahme von besonders schutzbedürfti-
gen Personen gemäß Artikel 11 Absatz 3 des KOM-Vorschlags COM(2013)130?  
 
27. „No-show“-Regelungen 
Besteht Änderungsbedarf bei Artikel 4 Absatz 4 im KOM-Vorschlag COM(2013)130 zur Ge-
schäftspraxis von Fluggesellschaften, Flugscheine von Fluggästen zu stornieren, wenn diese 
eine vorhergehende Teilstrecke nicht genutzt haben oder die Flüge nicht in der auf dem 
Flugschein angegebenen Reihenfolge absolvieren?  

 
28. Krisenplan (contingency planning) 
Besteht Änderungsbedarf an den Vorgaben für den Krisenplan nach Artikel 5 Absatz 5 des 
KOM-Vorschlags von 2013, insbesondere hinsichtlich des Schwellenwerts von mindestens 3 
Millionen (EP: 1,5 Mio.) Fluggästen jährlich in den vorangegangenen mindestens 3 Jahren?  

 
29. Haftung für Gepäck, einschließlich Mobilitätshilfen von Personen mit eingeschränkter 

Mobilität  
Bedarf es Änderungen an den KOM-Vorschlägen im Dokument COM (2013) 130 in Bezug 
auf die Verordnung (EG) Nr. 2027/97 über die Haftung von Luftfahrtunternehmen bei der Be-
förderung von Fluggästen und deren Gepäck im Luftverkehr in der durch Verordnung (EG) 
Nr. 889/2002 geänderten Fassung?  
 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13398-2024-INIT/en/pdf

